Gele: Sammlung 
für die | 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 1.— 


(Nr. 3680.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Oktober 1852., betreffend die Reorganiſation des 
St. Johanniter-Ordens. 


Jos will gegenwaͤrtig die von Mir laͤngſt gehegte Abſicht zur Ausführung 
bringen, dem Preußiſchen St. Johanniter » Orden eine feiner urſpruͤnglichen 
Stiftung entſprechende gemeinnuͤtzige Beſtimmung zu geben und ſetze zu dem 
Ende Folgendes feſt: 


1) Die Balley Brandenburg des evangeliſchen St. Johanniter⸗Ordens iſt, 
unbeſchadet der durch das Edikt vom 30. Oktober 1810. erfolgten Ein⸗ 
ziehung der Güter derſelben als Staatsguͤter, wieder hergeſtellt. 


2) Zu wirklichen Mitgliedern der Balley Brandenburg des St. Johanniter⸗ 
Ordens (Komthuren und Rechtsrittern) ſollen von jetzt an nur ſolche, 
des Ordens wuͤrdige Perſonen ernannt werden, welche ſich verpflichten, 
für die Zwecke des Ordens einen jährlichen Beitrag von mindeſtens 
Be Thalern zu zahlen, und ein Eintrittsgeld von Einhundert Thalern 
erlegen. 


3) Die gegenwaͤrtig noch am Leben befindlichen Ritter, welche vor der Saͤ⸗ 
kulariſation den Orden erhalten haben, ſollen auch ohne Uebernahme 
dieſer Leiſtungen wirkliche Mitglieder des Ordens ſein. Die nach der 
Säkulariſation ernannten, jetzt vorhandenen Ritter des Königlichen 

Preußiſchen St. Johanniter-Ordens aber ſollen das Recht haben, ſich 
zu wirklichen Ordens mitgliedern aufnehmen zu laſſen, auch von der 
Zahlung des Eintrittsgeldes entbunden ſein. Den darunter befindlichen 
Auslaͤndern ſteht es frei, die Verpflichtung zu laufenden Beitraͤgen durch 
eine einmalige Zahlung von zweihundert Thalern abzulöfen. 


4) Diejenigen nach der Saͤkulariſation ernannten Ritter des Koͤniglichen 
Preußiſchen St. Johanniter-Ordens, welche von der ihnen vorſtehend 
beigelegten Befugniß keinen Gebrauch machen, gehören nicht zu den 
wirklichen Ordensmitgliedern und ſollen die Bezeichnung „Ehrenritter“ 
führen. Ich behalte Mir vor, noch fernerhin ſolche Ehrenritter nach 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. Januar 1853. 


„ 


den Beſtimmungen der Errichtungsurkunde vom 23. Mai 1812. zu 
ernennen. Wer zum Ehrenritter ernannt wird, hat fuͤr die Inſignien 
Einhundert Thaler zu entrichten, und wenn die Ernennung auf ſein 
Anſuchen erfolgt, das Doppelte dieſes Betrages. 


5) Dieſe Zahlungen, ſowie die Eintrittsgelder und die laufenden Beitraͤge 
der wirklichen Ordensmitglieder, fließen in die zu errichtende Kaſſe des 
St. Johanniter⸗Ordens. Aus derſelben ſollen Krankenanſtalten be⸗ 

gruͤndet und unterhalten werden, und zwar ſoll der Anfang mit Ein⸗ 


richtung eines Spitals im ehemaligen Ordensſchloſſe zu Sonnenburg ge⸗ 
macht werden, ſobald die dazu nöthigen Mittel angeſammelt find. Ferner 


6) will Ich dem Orden, deſſen innere Verfaſſung Ich durch ein Statut 
regeln werde, hierdurch Korporationsrechte verleihen. a 


Meine gegenwärtige Order iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffent— 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 15. Oktober 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. 
An das Staatsminiſterium. 5 


(Nr. 3681.) 


— 


(Nr, 3681.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. November 1852., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer 
Chauſſee von Leobſchuͤtz einerſeits bis an die Kreisgrenze in der Richtung 
auf Koſel und anderſeits bis an die Landesgrenze in der Richtung auf 
Jaͤgerndorf durch den Kreis Leobſchuͤtz. 


Messen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Leobſchuͤtz einerſeits bis an die Kreisgrenze in der 
Richtung auf Koſel und anderſeits bis an die Landesgrenze in der Richtung 
auf Jaͤgerndorf durch den Kreis Leobſchuͤtz genehmigt habe, beſtimme Ich hier⸗ 
durch, daß auf dieſe Straße das Expropriationsrecht für die zur Chauſſee erfor⸗ 
derlichen Grundſtücke und das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen gel⸗ 
tenden Beflimmungen, Anwendung finden ſollen. Zugleich verleihe Ich dem 
Kreiſe Leobſchuͤtz das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf dieſer 
Chauſſee nach dem für die Staats⸗Chauſſeen geltenden jedesmaligen Chauſſee⸗ 
eld⸗ Tarife, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
efreiungen, ſowie der ſonſtigen, die Erhebung betreffenden 7 SOIR 

ſchriften. Auch follen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen für die in 
Rede ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. 

Der W Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Potsdam, den 29. November 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 36813682.) * (Nr. 3682.) 
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(Nr. 3682.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Dezember 1852., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau einer Gemeinde-Chauſſee 
von der Koͤln⸗Luxemburger Bezirksſtraße bei Blumenthal über Ingersberg 
und Eichen bis zur Schleiden-Schmittheimer Gemeinde-Chauſſee. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge— 
meinde-Chauffee von der Koͤln⸗Luxemburger Bezirksſtraße bei Blumenthal über 
Ingersberg und Eichen bis zur Schleiden-Schmittheimer Gemeinde-Chauſſee 
genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der 
fuͤr dieſe Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht jur Entnahme 
der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, auf die gedachte Straße Anwendung 
finden ſoll. Zugleich will Ich der Gemeinde Hellenthal gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen Unterhaltung dieſer Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach dem jedesmal fuͤr die Staats-Chauſſeen geltenden Tarife, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſlimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften sehen 
auch follen die dem Chauffeegeld - Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf dieſe Straße zur Anwen— 
dung kommen. 1 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 13. Dezember 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 3683.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Dezember 1852., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer 
Gemeinde- und Forſt-Chauſſee von Duͤren uͤber Kettenich und Lindern 
nach Heinsberg und zweier Zweigſtraßen von Kettenich uͤber Niederzier 
nach Steinſtraß und von Lindern nach Bracheln. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde- und Forſt⸗Chauſſee von Duͤren uͤber Kettenich, Selgersdorf, Juͤlich, 
Linnich und Lindern nach Heinsberg, nebſt zweien Zweigſtraßen von Kettenich 
uͤber Niederzier nach Steinſtraß und von Lindern nach Bracheln genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der fuͤr die 
Chauſſee erforderlichen Grundſtücke und das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
bau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, auf die gedachten Straßen Anwendung finden 
ſollen. Zugleich will Ich den dabei betheiligten Gemeinden und der Forſtver⸗ 
waltung gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem für die Staats— 
Chauſſeen geltenden jedesmaligen Chauſſeegeld-Tarife, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf dieſe Straßen nach erfolgtem chauſſeemaͤßigen 
Ausbau derſelben Anwendung finden. N 

Der . eee Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 13. Dezember 1852. 


Friedrich Wilhelm.“ 
v. d. Heydt. v. Bo delſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 3683-3684. (Nr, 3684.) 
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(Nr. 3684.) Privilegium wegen Emiſſion von 500,000 Thalern Prioritaͤts⸗Obligationen der 
Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Vom 27. Dezember 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Nachdem von Seiten der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft dar- 
auf angetragen iſt, zur vollftändigen Ausruͤſtung der Bahn und zur Vervoll⸗ 
ſtaͤndigung der Betriebsmittel die Ausſtellung und Ausgabe auf den Inhaber 
lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen im Geſammt-Betrage 
von 500,000 Rthlrn., geſchrieben fuͤnfhundert tauſend Thalern, zu geſtatten, 
fo ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs-Verpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung zur Emiſſion der gedachten Prioritaͤts-Obligationen, unter nach: 
ſtehenden Bedingungen: 


K , 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden zum Geſammt-Betrage von 500,000 
Rthlrn. in zwei Serien, namlich: 


Littr. A. in Apoints zu 100 Rthlr. mit 4000 Stuͤck zum Betrage von 400,000 Rthlrn. 
Littr, B. in Apoints zu 50 Rthlr. mit 2000 Stuͤck zum Betrage von 100,000 Rthirn. 


ſtempelfrei nach beiliegendem Schema auf weißem Papiere, erſtere Serie mit 

8 ſchwarzem Druck, letztere mit rothem Druck ausgefertigt, von den Mitgliedern 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Stettin, oder der an ihre Stelle treten⸗ 
den Behoͤrde, ſowie von dem Rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet und auf 
der Ruͤckſeite mit einem Abdrucke dieſes Privilegii verſehen. 


§. 2. 


Die Obligationen tragen jaͤhrlich vier Prozent Zinſen, welche halbjaͤhri 
postnumerando am 1. April und 1. Oktober bei der Hauptkaſſe der Geſell— 
ſchaft zu Stettin, wie auch in Berlin an einer von der Direktion näher zu 
bezeichnenden Stelle, ausgezahlt werden ſollen. Den Obligationen ſind, dere r 
zehn Jahre, zwanzig halbiäbrige, am 1. April und 1. Oktober der betreffenden 
Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 20. nach beiliegendem Schema beige⸗ 

A geben. Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden zehnjährigen Periode werden, 
nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung, fuͤr anderweite zehn Jahre neue 
Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Prafentanten des 
letzten Kupons — durch deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen 
Kupons quittirt wird — ſofern nicht vor deſſen Fälligkeitstermine dagegen von 
dem Inhaber der Obligation bei der Koͤniglichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Stettin, 
reſp. bei der etwa ſpaͤter an deren Stelle fungirenden Verwaltung, . — 

5 I= 


„„ 


Widerſpruch erhoben worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt 
die Ausreichung an den Inhaber der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf 
dem jedesmaligen letzten Kupon beſonders vermerkt. 


$ 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinszahlung erloͤſchen, und die Zinskupons verfallen 
zum Vortheil der Geſellſchaft, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der 
Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


H. 4. 


Die Verzinsung ber Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem ſie 
zur Zuruͤckzahlung fällig find, Wird dieſe in Empfang genommen, fo müffen 
zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage ver⸗ 
fallen, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden. Geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und 
zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet, N 


§. 5. 


AZBaur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1854. an jährlich 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen, mit⸗ 
bin die Summe von 2500 Rthlrn., geſchrieben zweitauſend fuͤnfhundert Tha⸗ 
lern, nebſt den Zinſen der eingelöften Obligationen verwendet. | 
Die Beſtimmung der jährlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge: 
ſchieht durch Auslooſung Seitens der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Stettin, 
reſp. der etwa ſpaͤter an deren Stelle fungirenden Verwaltung, mit Zuziehung 
eines das Protokoll führenden Notars, in einem vierzehn Tage zuvor einmal 
Öffentlich befannt zu machenden Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt 
freiſteht. Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen, 
ſowie eine allgemeine Kündigung der Obligationen, welche der Geſellſchaft mit 
Genehmigung Unſeres Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
jedoch erſt nach Ablauf von fuͤnf Jahren, zuſtehen ſoll, erfolgt durch dreimalige 
Einruͤckung in die Öffentlichen Blätter (F. 10.). — Die erfte Einruͤckung muß 
mindeſtens drei Monate vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. Die 
Einloͤſung der ausgelooſten Obligationen geſchieht am 1. Oktober jedes Jahres, 
zuerſt alſo am 1. Oktober 1854. Die Einloͤſung der gekuͤndigten Obligationen 
ſoll am 1. April des folgenden Jahres ſtattſinden. Die Rückzahlung erfolgt 
in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung der Obligationen 
an deren Präſentanten. Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingeloͤſten 
Obligationen werden unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorge⸗ 
ſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche im Wege der Kündigung oder 
der Ruͤckforderung ($. 8.) eingelöft werden, kann die Geſelſſchaf wieder aus⸗ 
geben. Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung wird Unſerm Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten jährlich Nachweis gefuhrt. 9 
(Nr, 3684,) * + 
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H. 6. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
fo tritt das Verfahren des F. 17. des Statutes der Stargard-Poſener Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft mit der Maaßgabe ein, daß die Bekanntmachungen in den 
$. 10. des gegenwärtigen Privilegii genannten Blättern genuͤgen. Für derge⸗ 
ſtalt amortiſteke, ſowie auch fuͤr zerriſſene oder ſonſt unbrauchbar gewordene, 
an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende Obligationen wer: 
den neue dergleichen ausgefertigt. 


H. 7. 


Die Nummern der zur Zurüͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung an- 
gezeigten Obligationen werden während. zehn Jahren nach dem Zahlungstermine 
alle zwei Jahre einmal oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht 
innerhalb eines Jahres nach dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigt werden, ſind werthlos und verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft, was 
von der Königlichen Eiſenbahn-⸗Direktion zu Stettin, reſp. der etwa ſpaͤter an 
deren Stelle fungirenden Verwaltung, unter Angabe der werthlos gewordenen 
Nummern, alsdann oͤffentlich zu erklaͤren iſt. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher 
Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr. 


§. 8. 


Außer den im F. 5. gedachten Fallen find die Inhaber der Obligationen 
N deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Gefellfchaft zuruͤck— 
zufordern: N . 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung praͤ⸗ 
ſentirt werden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch Schuld der Ge— 
ſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört; 

c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskräftiger Erkenntniſſe, Schul— 
den halber, Exekution in das Geſellſchafts Vermögen vollſtreckt wird; 

d) nr die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht eingehalten 
wird. 


In den Fällen zu a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, 
wo einer dieſer Fälle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle d. iſt da⸗ 
gegen eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht der Zuruͤckforderung dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung 
des betreffenden Zinskupons, in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung des 
unterbrochenen Transportbetriebes, in dem Falle c. Ein Jahr, nachdem der vor⸗ 
geiehene Fall eingetreten iſt, das Recht der Kündigung in dem Falle d. drei 
Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen hätte 
erfolgen ſollen. 

i H. 9. 


H. 9. 40 Wan 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſigeſetzt 
und verordnet: 


a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire, ſowie den Bei⸗ 
traͤgen zum Reſervefonds der Geſellſchaft vor; ſie wird aus den erſten 
Betriebsuͤberſchuͤſſen nach Deckung der im F. 3. Nr. I. des Statuten⸗ 
Nachtrages der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft vom 8. Maͤrz 
1847. bezeichneten Betriebskoſten entnommen. 


* 


b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und den ahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen. Dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahn⸗ 
hoͤfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der 
Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur ns von 
Poſt⸗, Polizei⸗ oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Pa hoͤfen 
oder Waaren⸗Niederlagen abgetreten werden moͤchten. 

Für den Fall, daß Unfere Gerichte einen Nachweis darüber er: 
fordern ſollten, ob ein Grundſtuͤck zur Eiſenbahn und den Bahnhoͤfen 
erforderlich ſei oder nicht, genugt ein Atteſt der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion zu Stettin, reſp. der an ihre Stelle tretenden Behoͤrde, oder 
des fuͤr das Eiſenbahn⸗Unternehmen beſtellten Staatskommiſſariats. 

c) Die-Geſellſchaft darf weder Prioritaͤtsaktien kreiren, noch neue Darlehne 
aufnehmen, es ſei denn, daß fuͤr die jetzt zu emittirenden Obligationen 
das Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde. 

d) Zur Sicherheit für das im $. 8. feſtgeſetzte Ruͤckforderungsrecht an Ka⸗ 
pital und Zinſen iſt den Inhabern der Sbligationen von der Stargard⸗ 
Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft das Geſellſchaftsvermoͤgen, namentlich die 
Stargard⸗Poſener Eiſenbahn, dergeſtalt verpfaͤndet, daß ſie daraus ihre 
Befriedigung und auch die hypot ekariſche Eintragung auf die der Ge— 
ſellſchaft gehörigen Immobilien nachſuchen koͤnnen. 


Die vorſtehend unter b. und c. erlaffenen ee ſollen jedoch 
auf diejenigen Obligationen ſich nicht beziehen, welche, zur Zur ckzahlung faͤllig 
erklaͤrt, nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der 
Zahlung gehörig praͤſentirt werden. 1 


§. 10. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebene öffentliche Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in den Preußiſchen Staatsanzeiger, in eine zweite zu Berlin erſchei⸗ 
nende Zeitung, in eine Stettiner und in eine Poſener Zeitung eingeruͤckt werden. 
Sollte eines dieſer Blätter eingehen, oder nicht vorhanden ſein, ſo genuͤgt die 

ekanntmachung in den drei andern, bis zu anderweitigen, mit Genehmigung 
Jahrgang 1853. (Nr. 3684.) 2 Un⸗ 


( ˙ , ‚ ⁰ T 


Unſeres Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu treffenden 
Beſtimmungen. N i 


K. 11. 
Auf die Zahlung der Obligationen, ſowie der Zinskupons, kann kein Arreſt 


bei der Geſellſchaft angelegt werden. 

Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
don Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Charlottenburg, den 27. Dezember 1952. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


Star⸗ 


— 
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Stargard-Pofener Eifenbahn-Obligation 


(Emblem: gefluͤgeltes Rad mit der Krone) 


d. Serie über Litt. A.) 

(II. Serie Thaler Preußiſch Kurant Litt. B.) 
n 

Inhaber dieſer Obligation hat auf die Höhe vr. > 


Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des umſtehend abge⸗ 
druckten Allerhoͤchſten Privilegii emittirten Kapitale von 500,000 Thalern. 

Die Zinſen mit vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen die ausgegebenen, 
am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres postnumerando zahlbaren halb— 
jaͤhrlichen Zinskupons zu erheben. 


Stettin, den a...) 


Königliche Eiſenbahn-Direktion. 
(2 Unterfchriften.) 
Der Rendant. Eingetragen 


.......... 


(Nr, 3684,) Ziains⸗ 


u en ah , . 
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Zinskupon * 5 


’ 


or zur 3 1 
Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Obligation 


A. 
3 Thaler Preußiſch Kurant hat Inhaber dieſes vom ben 
o ab, in Stettin aus der Kaffe der Stargard-Pofener Eiſen⸗ 


bahn-⸗Geſellſchaft, oder nach feiner Wahl in Berlin bei einer von der Direktion 
des Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Unternehmens jedesmal naͤher zu bezeichnenden 
Zahl⸗Stelle zu erheben. Dieſer a wird unguͤltig und werthlos, wenn 
er nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt, oder 
wenn die Vorderſeite deſſelben durchkreuzt oder eine Ecke abgeſchnitten iſt. 


Stettin, den en 


Koͤnigliche Eiſenbahn-Direktion. 
(Siegel.) 


Stichkupon „ 20. (Bemerkung.) 


Der Präfenfant dieſes Kupons iſt zur Ent egennahme der folgenden, 
uber deren Empfang er zugleich durch deſſen Rückgabe quittirt, berechtigt, wenn 
dagegen nicht vor dem Faͤlligkeits⸗Termine deſſelben von dem Inhaber der 
Obligation bei der Koͤniglichen Eiſenbahn-Direktion zu Stettin, reſp. bei der 
etwa ſpaͤter in deren Stelle fungirenden Verwaltung, ſchriftlich Widerſpruch 
erhoben wird, in welchem Falle die Aus reichung der neuen Kupons gegen be⸗ 
ſondere Quittung an den Inhaber der Obligation erfolgt. 


(unterſchrift des Rendanten.) 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗-Hofbuchdrucker ei 
9 abel Decker.) N 80 


